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elektronisch gesteuerten Uberwachungsstaat 

GüNTHER WEINSCHENCK 

Die Agrarpolitiker der EG standen beim Nachdenken über 
die unerläßlich gewordene Reform der Agrarpolitik im we- 
sentlichen vor drei Aufgaben: 

-Dem Abbau der inländischen Produktionsüberschüsse, 
entweder durch Einschränkung der inländischen Produktion 
oder durch Anpassung der Inlandspreise an das Niveau der 
Weltmarktpreise und damit eine Erweiterung des »subven- 
tionsfreien« Absatzsspielraums, 

-der Erhaltung angemessener Einkommen für einen 
möglichst großen Teil der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung, 
-der Wiedergewinnung der Ökologiegerechtigkeit der 

Landschaftsnutzung und der Artgerechtigkeit der Tierhal- 
tung. 

Die Chancen, diese Aufgaben mit einem Minimum an Ver- 
waltungsaufwand weitgehend simultan durch eine Vermin- 
derung der Intensität der Landschaftsnutzung im Gefolge 
einer entsprechenden Veränderung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zu bewältigen, sind mit den jüngsten 
Reformbeschlüssen vertan. Statt dessen gibt es jetzt für die 
Bewältigung jeder dieser Aufgaben jeweils ein Instrumen- 
tenpaket. 

Zur Herstellung des Marktgleichgewichts gibt es deutliche 
Preissenkungen, vor allem auf den Getreidemärkten und 
weniger deutlich auf dem Rindfleischmarkt. Auf beiden 
Märkten wird die Durchsetzung der neuen Preisziele durch 
mengenwirksame Interventionen unterstützt 

Zur Erhaltung des Einkommens der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten gibt es ertragsabhängige Ausgleichszahlun- 
gen für eine Basisfläche, die sich aus der Räche errechnet 
die im Durchschnitt der Jahre 1989/91 mit Getreide, Ölsaa- 
ten, Eiweißpflanzen und Silomais! bebaut wurde oder still- 
gelegt war. Darüber hinaus gibt es einen ganzen Katalog 
von Beihilfen vor allem - aber nicht nur - im Bereich der 
Rinderhaltung. Die direkten Einkommenszahlungen in be- 
nachteiligten Gebieten bleiben bestehen. 

Für die Verbesserung der Ökologie- und Umweltgerechtig- 
keit gibt es außer den vermutlich nur mäßigen Wirkungen 
der Preissenkung auf die spezielle Intensität (s.w.u.) - wie 
bisher - vor allem die staatliche Bürokratie. 

Die Integration der europäischen Landwirtschaft in den 
Weltmarkt ist offenbar gar nicht beabsichtigt. Die Regelun- 
gen für eine Abschirmung der europäischen Binnenmärkte 
wurden prinzipiell beibehalten, nicht nur für die »Quoten- 
produkte« Milch und Zuckerrüben, sondern auch für Rind- 

fleisch und Getreide. Bei dem vorgesehenen Schwellen- 
preis von 365 DM/t, der um 55 % über dem Interventions- 
preis von 235 DM/t liegt, bleiben die Europäer auf den in- 
ländischen Getreidemärkten auch weiter unter sich, so lan- 
ge die Inlandsnachfrage durch die Inlansproduktion minde- 
stens gedeckt wird. Praktisch sind auf den Getreidemärkten 
lediglich die Exportsubventionen durch direkte Ausgleichs- 
zahlungen mehr oder weniger vollständig ersetzt worden. 

Ausgleichszahlungen, um die negativen Einkommenswir- 
kungen von Preissenkungen zu neutralisieren, hat es schon 
bei Bildung der EG gegeben, um die Wirkungen von Ge- 
treidepreissenkungen in den damaligen »Hochpreisländem« 
auszugleichen. Sie waren jedoch zeitlich begrenzt Als auf 
Dauer angelegte Lösungen gibt es Ausgleichszahlungen ge- 
genwärtig für Landwirte in benachteüigten Gebieten, die 
aus der Produktion bei den herrschenden Preisen unzurei- 
chende Einkommen erwirtschaften und für deren Existenz- 
sicherung es gute ökologische und regionalwirtschaftliche 
Gründe gibt. 

Im Rahmen der jetzt vorgesehenen Ausgleichszahlungen 
erhalten diejenigen Betriebe die höchsten Zahlungen, die 
durch Preissenkungen die höchsten Einkommenseinbußen 
erleiden. Das sind diejenigen, die auch nach der Preissen- 
kung noch die höchsten Einkommen erzielen, nämlich grö- 
ßere Betriebe in günstiger Ertragslage. 

Ein Betrieb beispielsweise mit einer Basisfläche von 200 
ha in Schleswig-Holstein erhält jährliche Zahlungen von 
rund 144 000 DM (0 68,1 dt Getreide je ha und 85 % für 
die bebaute Fläche, sowie 15 % für die stillgelegte Fläche). 
Ein Betrieb in Baden-Württemberg, der nur über 20 ha Ba- 
sisfläche verfügt, erhält rund 11 200 DM (0 52,7 dt Getrei- 
de je ha). 

Die Befürworter der Reform können geltend machen, daß 
Exportsubventionen genau so ungerecht verteilt werden und 
daß - gemessen an der Einkommenswirkung, dem eigentli- 
chen Ziel - direkte Ausgleichszahlungen sehr viel effizien- 
ter sind. Darüber hinaus - auch das ist aus der Sicht einer 
offenen Gesellschaft zweifellos ein Vorteil - legt die neue 
Regelung das Ausmaß und die Verteilung der Transferzah- 
lungen offen. Zugleich aber stellt sich mit der Offenlegung 
das Akzeptanzproblem neu und auf andere Weise. 

Es ist für unser Denken nun einmal ein Unterschied, ob 
jemand sein Einkommen durch Produktion und Verkauf, al- 
so durch seiner Hände und seiner Maschinen Arbeit er- 
wirbt, wie hoch die am Markt erzielten Preise auch immer 
subventioniert sein mögen, oder ob der dieses Einkommen 
vom »Postboten bekommt«, für den Anbau von Getreide 
oder - noch schlimmer - dafür, daß er gar nichts tut 

„Der Herr X”, ein in der Gegend bekannter größerer 
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Grundbesitzer, erzählte mir ein Landwirt vor kurzem halb 
empört, halb zynisch, „ist zum ersten Mal seit 10 Jahren 
aus den roten Zahlen heraus. Er hat seine Fläche still- 
gelegt”. 

„Wie faul”, fragte ein anderer im gleichen Gespräch, 
„muß man sein, um seinen Betrieb optimal zu führen. 
Wenn ich richtig rechne, verdiene ich durch Nichtstun mehr 
als durch Arbeit”. 

Was immer Politiker zu diesem Thema sagen, es ist 
schwer vorstellbar, daß Zahlungen in dieser Höhe und in 
dieser dem sozialen Empfinden widersprechenden Vertei- 
lung auf Dauer gezahlt werden können, vor allem wenn 
man die vorhersehbare Entwicklung der öffentlichen Haus- 
haltslage berücksichtigt. 

Von der Einschätzung der Dauerhaftigkeit durch die 
Landwirte hängen die Wirkungen auf die Produktion ab. 
Obwohl diese weitgehend unbekannt ist, kann man vermu- 
ten: Bestehende Betriebe mit Landwirten, die aufgrund ih- 
res Alters oder aus anderen Gründen keine Erwerbsmög- 
lichkeit außerhalb des Betriebes haben, werden weiterge- 
führt, wenn die Deckungsbeiträge höher sind als die aus 
Stillegungsmöglichkeiten und Quotenverkauf resultieren- 
den Opportunitätskosten. Im Generationen Wechsel oder 
wenn der gegenwärtige Betriebsleiter aus anderen Gründen 
seinen Betrieb abgibt, wird dieser nur weitergeführt, wenn 
die durchschnittlichen Kosten in etwa gedeckt werden. 

Man kann daher mit einiger Wahrscheinlichkeit anneh- 
men, daß die Verringerung der Produktion außer durch die 
Flächenstillegung, die erforderlich ist, um die Ausgleichs- 
zahlungen zu erhalten, vornehmlich durch Aufgabe ganzer 
Betriebe im Generationenwechsel, vor allem in den benach- 
teiligten Gebieten erfolgen wird. Dort, wo hauptberufliche 
Landwirtschaft auch bei den niedrigen Preisen langfristig 
wirtschaftlich bleibt, werden die Intensität der Flächenaus- 
nutzung und in ihrem Gefolge die Hektarerträge nur ver- 
hältnismäßig wenig zurückgehen, mit Sicherheit nicht so 
weit, daß es künftig nur noch ausgeglichene Nährstoffbilan- 
zen und keinen Stickstoffeintrag in das Grundwasser mehr 
gibt 

Die neuen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen wirken 
daher kaum auf eine Verbesserung der Ökologiegerechtig- 
keit der Landschaftsnutzung hin. Ihre Wiederherstellung 
bleibt bei nahezu unverändert ökologiefeindlichen Rahmen- 
bedingungen weitgehend der Bürokratie überlassen. Die 
Welle von Verordnungen und Kontrollen, die die landwirt- 
schaftlichen Betriebe zu überfluten droht, läßt sich drei Ka- 
tegorien zuordnen: 

1) Verordnungen und Kontrollen zur Sicherstellung »ord- 
nungsgemäßer« oder »praxisgerechter« Landbewirtschaf- 
tung. Die geplante Düngemittelverordnung ist ein klassi- 
sches Beispiel. Danach sollen Landwirte mit mehr als 5 ha 
LN zu Aufzeichnungen über die in Form von Handelsdün- 
ger und tierischem Dünger zugeführten Nährstoffmengen 
verpflichtet werden. Alle drei Jahre sind schlagweise Nähr- 
stoffbilanzen zu erstellen. 

2) Ökologische Programme zur Durchsetzung bestimmter 
ökologischer Ziele. Die praktischen Erfolge der programm- 

orientierten Ökologiepolitik sind unbestritten. Aber inzwi- 
schen ist die Vielfalt regionaler und überregionaler Pro- 
gramme unübersehbar geworden und kaum noch zu kon- 
trollieren. In einigen Ländern, wie Bayern und Baden- 
Württemberg werden die Programme im wesentlichen zu 
Instrumenten zusätzlicher Einkommensübertragungen. 
Gleichwohl müssen sie - der Optik wegen - in einem Maß- 
nahmenkatalog verkleidet werden, aus dem sich zwar jeder 
nach Belieben bedienen kann, aber eben nicht ohne sich zu 
der Durchführung der angebotenen und prämierten Maß- 
nahmen zu verpflichten. Die Beachtung der eingegangenen 
Verpflichtungen muß kontrolliert werden. 

„Programme anzubauen” wird zu einer lohnenden Alter- 
native zu einer markt- und absatzorientierten Betriebsfüh- 
rung und zu einer Aufgabe der landwirtschaftlichen Ver- 
waltungsbürokratie, die Zweifel an ihrer Unentbehrlichkeit 
gar nicht erst aufkommen läßt. 

3) Beihilfen - im wesentlichen zur Marktentlastung - dafür, 
daß man etwas nicht tut oder eine Aktivität, die einen ho- 
hen Beitrag zur Marktproduktion je Flächeneinheit leistet, 
durch eine Aktivität ersetzt, die einen weniger hohen Bei- 
trag leistet. Die bereits erwähnte Flächenstillegungsprämie 
ist ein Beispiel für die erste Kategorie, die Beihilfen für 
Fleischrinderhaltung oder die Umstellung auf alternativen 
Landbau sind Beispiele für die zweite Kategorie. 

Um die Durchführung aller dieser Maßnahmen kontrollie- 
ren zu können, plant die EG-Kommission den »gläsernen 
Bauernhof« (Agra-Europe 3/92), eine moderne, die Mög- 
lichkeiten elektronischer Datenverarbeitung nutzende Ver- 
sion der durch den Reichsnährstand und die Kriegswirt- 
schaft berüchtigten Hofkarte. 

Schlüsselelement des geplanten Kontrollsystems ist die 
Identifizierung der einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen 
und der in den Betrieben gehaltenen Tiere. Um sie zu er- 
möglichen, soll von den Landwirten die Abgabe einer Jah- 
reserklärung verlangt werden, die alle erforderlichen Anga- 
ben enthält, etwa alle Parzellen und alle Tiere, für die eine 
Beihilfe beantragt werden soll, jeweils mit der zugehörigen 
Identifikationsnummer. 

Man hatte geglaubt und gehofft, mit dem Ende der östli- 
chen Planwirtschaften, in denen der totale Überwachungs- 
staat eine bedrückende Vollendung gefunden hatte, sei die- 
ser ein für allemal begraben. Aber marktwirtschaftlich or- 
ganisierte Wirtschaftsgesellschaften - ausgerüstet mit 
einem perfektionierten System aus Satellitenüberwachung 
und elektronischer Datenverarbeitung - glauben auch das 
noch besser und effizienter zu können. 500 Mill. DM will 
Brüssel für das „integrierte Verwaltungs- und Kontrollsy- 
stem” ausgeben (top agrar 4/92). Ob das ausreicht, um auch 
dem letzten Schafhirten auf dem Peloponnes seine Prämie 
kontrolliert zukommen zu lassen, bleibt abzuwarten. 

Verfasser: Prof. Dr. GüNTHER WEINSCHENCK, Institut für landwirtschaftli- 
che Betriebslehre der Universität Hohenheim, Schloß / Postfach 70 05 62, 
D W-7000 Stuttgart 70 

186 


